
 

Gemeinde Wölfersheim „Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw.- § 4(2), §4a(3) S. 1 BauGB  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

Gemeinde Wölfersheim 
 

Bebauungsplan 
 

„Logistikpark Wölfersheim A 45“ 
 
 
 
 

Teil II 
 
 
Beschlussempfehlungen zu der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB und der erneuten Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belan-
ge gem. § 4 Abs. 2, 4a Abs. 3 S. 1 BauGB (Frist bis zum 13.05.2019) eingegangenen Stel-
lungnahmen und Anregungen. 
 
 
 
 
 
 
Wölfersheim und Gießen im Mai 2019 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 
 
BUND KV Wetterau, Dr. Werner Neumann, Stammheimer Straße 8b, 63674 Altenstadt 
und Doris Jensch, NABU KV Wetterau e.V. (11.05.2019) 
BÜNDNIS 90 Die Grünen, Fraktion in der Gemeindevertretung Wölfersheim Dr. Franz 
Grolig, Michael Rückl (12.05.2019) 
Deutsche Telekom Technik GmbH (08.05.2019) 
Evangelische Kirche Hessen und Nassau (09.05.2019) 
Gemeindevorstand Echzell (02.05.2019) 
Hessen Mobil, Straßen- u. Verkehrsmanagement Gelnhausen (13.05.2019) 
IHK Gießen-Friedberg (10.05.2019) 
Kreisausschuss Wetteraukreis, FD 4.1 Kreisentwicklung (08.05.2019) 
Oberhessengas Netz GmbH (29.04.2019) 
Ortslandwirt Berstadt, Herr Andreas Storck, Friedhofsweg 2, 61200 Wölfersheim, Orts-
bauernverband Berstadt (OBV), Herr Sven Dieffenbach und Herr Lutz Kreß (Vorsitzender 
des OBV), Beundestraße 29, 61200 Wölfersheim 
Jagdgenossenschaft Berstadt, Herr Bernd Jäger, Berstadt, Waschgasse 26, 61200 Wöl-
fersheim (10.05.2019) 
Dränverband Wölfersheim, Herr Bernd Jäger, Berstadt, Waschgasse 26, 61200 Wlfers-
heim (10.05.2019) 
OVAG Netz GmbH, Planung und Projektierung (07.05.2019) 
PLEdoc GmbH (09.04.2019) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (16.05.2019) 
Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt Main (11.05.2019) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (30.05.2019) 
 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 
 

Amt für Bodenmanagement Büdingen (12.04.2019) 
Avacon Netz GmbH (16.04.2019) 
Deutsche Bahn AG (06.05.2019) 
Gemeindevorstand Rockenberg (02.05.2019) 
Hessisches Landesamt für Umwelt und Geologie (11.04.2019) 
Magistrat der Stadt Bad Nauheim (07.05.2019) 
Magistrat der Stadt Hungen (30.01.2019) 
Magistrat der Stadt Reichelsheim (10.04.2019) 
Regierungspräsidium Darmstadt Kampfmittelräumdienst (13.05.2019) 
Rhein-Main Verkehrsverbund (17.04.2019) 
Unitymedia (08.05.2019) 

 
 
 
Keine Stellungnahmen sind eingegangen: 
 

Botanische Vereinigung 
Bundesamt für Infrastruktur 
Hessen Forst, Forstamt Nidda  
Hessische Gesellschaft für Ornithologie Echzell 
Hessen Forst  
hessenArchäologie 
Landesjagdverband Hessen e.V. 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie  
Landrat Wetteraukreis Straßenverkehrsbehörde 
Magistrat der Stadt Friedberg 
Magistrat der Stadt Münzenberg 
Magistrat der Stadt Nidda 
Naturschutzbund Deutschland 
OVAG, Geschäftsbereich Wasser 
Oberhessische Versorgungsbetriebe AG, Wasserwerk Inheiden 
Regionaler Verkehrsdienst Wetterau 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Straßenverkehrsbehörde der Gemeinde Wölfersheim 
Uniper Kraftwerke GmbH 
Verband Hessischer Fischer e.V. 
Verkehrsgesellschaft Oberhessen 
Wanderverband 
Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV)  
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a. 
 
 
 
 
 
 
 
1. 
 
 
 

Bündnis 90 Die Grünen, Fraktion in der Gemeindevertretung Wölfersheim 
Dr. Franz Grohlig, Michael Rückl (12.05.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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2. 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
In der Begründung zum Bebauungsplan auf der Seite 13 findet sich eine Plankarte auf der 
acht rote und zwei blaue „Pinnadeln“ dargestellt sind. Letztere sind die bestehenden Stand-
orte Rosbach und Hungen, die ebenfalls in die Prüfung einbezogen wurden. Insgesamt 
wurden insofern seit 2016 10 Standorte auf ihre grundsätzliche Eignung hin geprüft. Das 
Ergebnis der Standortprüfung ist ebenfalls in der Begründung beschrieben. 
Für die Alternativenprüfung verkennt der Einwender, dass eine Versiegelung von Boden 
nicht erfordert, dass diese alternativlos ist. Offensichtlich wird das Abwägungsgebot dahin-
gehend missverstanden oder fehlinterpretiert. Dieses erfordert, dass alle Belange betrachtet 
und insgesamt in eine Abwägung gestellt werden, wobei der Plangeber berechtigt ist, be-
stimmten Belangen einen Vorzug zu geben. Das „Überwinden“ einzelner Belange, z.B. 
derer der Landwirtschaft durch die Nachweis, dass es gar nicht anders geht, ist dafür nicht 
notwendig. Zudem verkennt der Einwender, dass es sich bei der Prüfung von Alternativen 
im Hinblick auf die Umweltbelange nicht um die Prüfung handelt, ob und in welchem Um-
fang das Projekt an diesem Standort notwendig ist. Vielmehr bezieht sich diese Alterna-
tivenprüfung nur darauf, ob im Rahmen der konkreten Planung z.B. sparsam mit Grund und 
Boden umgegangen wird. Einer echten Alternativenprüfung wie z.B. im Planfeststellungs-
verfahren oder gar nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bedarf es gerade nicht. Da eine Gemeinde 
im Rahmen ihrer Bauleitplanung zudem nur ihr eigenes Gemeindegebiet berücksichtigen 
kann, ergibt sich denklogisch, dass sich Aussagen zur Alternativplanung auch nur auf das 
Gemeindegebiet beschränken. Die überregionale Alternativenprüfung hat einerseits auf 
Ebene der Regionalplanung und auf Ebene der Flächennutzungsplanung stattgefunden. 
Bezogen auf das Gemeindegebiet wurden vorab besiedelte Flächen ausgeschlossen, um 
Ortsdurchfahrten zu vermeiden. In bestehenden Gewerbeflächen waren die erforderlichen 
30 ha nicht verfügbar. Jede Alternativfläche in kurzer Erreichbarkeit der A45 hätte ebenfalls 
landwirtschaftlich genutzte Flächen betroffen. 
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Zu 3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Wert der Böden für den Naturhaushalt und für die Landwirtschaft ist bekannt und wurde 
im Umweltbericht schon zum Vorentwurf des Bebauungsplans gewürdigt. Es ist auch un-
strittig, dass die Eingriffserheblichkeit für das Schutzgut Boden hoch ist. Doch ist diese in 
Relation zu setzen zu den fast durchweg überdurchschnittlichen Bodenqualitäten der Wet-
terau, insbesondere in den für einen Logistikpark geeigneten Bereichen in Autobahnnähe, 
mit relativ ausgeglichener Topografie und außerhalb der Auen, des Waldes und hochwerti-
ger Offenlandbiotope. Die Wahl des Standortes erfolgt somit nicht in Missachtung des 
Schutzgutes Boden, sondern in Abwägung mit anderen wichtigen Belangen, insbesondere 
dem der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung der Gemeinde und dem Nah-
versorgungsauftrag der Bevölkerung, die zwangsläufig neben den Filialen eines Lagers und 
der Verteilung der Güter bedarf. 
Noch einmal sei betont, dass das Bodenschutzgesetz keine Verbote oder Restriktionen 
enthält, die eine Überplanung des Standortes unzulässig machten. Der Bodenschutz wird 
bis heute in verbindlicher Form allein von der Eingriffsregelung erfasst und unterliegt als 
solcher der Abwägung. 
Die Eingriffsregelung fordert weder Alternativenvergleiche, noch bedingt sie tiefgreifende 
pedologische Untersuchungen, die angesichts der anerkannten Qualität der Böden im Plan-
gebiet auch keine neuen Erkenntnisse erwarten ließen. 
 
 
Zu 4.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Auch dieser Einwand wurde bereits ausführlich behandelt. Zwar ist von einer verminderten 
Grundwasserneubildung im direkt betroffenen Gebiet und seines näheren Umfeldes zu 
rechnen; in keiner Weise wirkt sich dies aber auf den Wasserhaushalt der Region aus, da 
die Entwässerung weiterhin über ein Grabensystem (in gedrosselter Form) über die Horloff 
erfolgt und die Grundwasserneubildung unter den wenig durchlässigen Lössböden unter-
durchschnittlich ist. Aus diesem Grund ist auch keine erhöhte Gefährdung des Grundwas-
sers gegeben. Leckagen können auf einem modernen Betriebshof weitaus besser behan-
delt werden als bei einem landwirtschaftlichen Fahrzeug z. B. bei der Bodenbearbeitung. 
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5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 5.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Entwässerungskonzept bezüglich der Ableitung des Niederschlagswassers ist abge-
stimmt mit der Unteren Wasserbehörde des Wetteraukreises, Fachdienst Wasser- und 
Bodenschutz. 
 
Festgelegt ist, dass von dem Plangrundstück maximal abgeleitet werden darf, was dem 
natürlichen Abfluss des unbefestigten Geländes entspricht. Dies wurde vorgegeben mit q = 
15 l/sec x ha. Bezogen auf die Größe des Plangrundstücks (300.000 m²) entspricht dies 
einem maximal zugelassenen Abfluss von 450 l/sec. Dieser Abfluss und nur dieser wird 
dem Waschbach zugeführt und verändert damit nicht die Menge des bisher dem Wasch-
bach zufließenden Niederschlagswassers. 
Sämtliche durch die Versiegelung sich einstellende Mehrmenge des Niederschlagswassers 
muss auf der Grundlage des bestehenden Regelwerkes der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V., Arbeitsblatt DWA 117 in Verbindung mit Ar-
beitsblatt DWA 166 bemessen und auf dem Grundstück zurückgehalten werden. 
 
Im Zuge der Antragsplanung für das Projekt wird ein entsprechender Nachweis zu führen 
sein. Im derzeit bestehenden Entwässerungskonzept ist vorgesehen, das Niederschlags-
wasser, welches über den natürlichen Abfluss hinausgeht, auf dem Grundstück in einem 
unterirdischen Behälter zurückzuhalten. 
 
Das voraussichtliche Rückhaltevolumen wird bei ca. 6.800 m³ liegen. 
 
Im Übrigen stellt das Konzept der Entwässerung zum B-Plan keine Genehmigungsgrundla-
ge dar, sondern gibt die zu beachtenden Rahmenbedingungen vor. Bei der Realisierung der 
Maßnahme sind die erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen einzuholen.  
 
Der Hinweis, dass die Abwasserbehandlungsanlage SediPipe nach Herstellervorgabe aus-
schließlich vor dem Rückhaltebecken anzuordnen ist, ist nicht nachvollziehbar. Die Anord-
nung kann sowohl vor, als auch hinter dem Regenrückhaltebecken eingerichtet werden. 
Dies insbesondere, da hinter dem Regenrückhaltebecken nur die reduzierte Wassermenge 
abgeleitet wird (450 l/sec) und damit die Abwasserbehandlungsanlage für diesen Abfluss 
bemessen werden kann.  
 
Darüber hinaus dient die Abwasserbehandlung dazu, das rückgehaltene Niederschlags-
wasser auch als Brauchwasser für das Gebäude zu nutzen. Für diese Brauchwassernut-
zung ist ein weiterer unterirdischer Behälter mit einem Fassungsvermögen von ca. 4.000 m³  
geplant. Mit dieser Maßnahme wird der Frischwasserverbrauch des geplanten Objekts er-
heblich reduziert. 
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Zusätzlich ist in dem Wasserrechtsantrag nach der Abwasserbehandlungsanlage die Quali-
tät des behandelten Niederschlagswassers auf der Grundlage des DWA-Arbeitsblattes M 
153, Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser nachzuweisen, um die Vo-
raussetzungen für die Einleitung in den Waschbach zu erfüllen. 
 
Für den Wasserbedarf für die Kühlaggregate, die derzeit als Verdunstungsverflüssiger ge-
plant sind, wird Brauchwasser genutzt, wie auch für Toilettenspülungen und Reinigungs-
zwecke. 
 
Von der Gesamtbrauchwassermenge wird ein Großteil, z. B. die erforderlichen Wasser-
mengen für die Verdunstungsverflüssiger verdunstet und nicht dem Schmutzwasserkanal 
zugeführt. 
 
Die abzuführende Schmutzwassermenge ist unter Berücksichtigung von weiteren Planun-
gen der Gemeinde Wölfersheim mit dem Abwasserverband Hungen, der auch für das 
Pumpwerk Berstadt zuständig ist, abgestimmt. 
 
Darüber hinaus ist für die abwasserrechtliche Genehmigung für das Projekt ein Überflu-
tungsnachweis nach DIN 1986-100 „Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstü-
cke“, Abs. 14.9.3 zu führen.  
 
Damit ist sichergestellt, dass die in der Stellungnahme vorgetragenen Bedenken nicht be-
stehen. 
 
Darüber hinaus wurde, wie bereits ausgeführt, das Entwässerungskonzept sowohl für den 
Niederschlagswasser-, als auch für den Schmutzwasserabfluss mit den zuständigen Fach-
behörden (Untere Wasserbehörde, Wetteraukreis und Abwasserverband Hungen) abge-
stimmt.  
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[…] 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 6.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Logistikzentrums inmitten der Ackerflur weitab der Ortslagen lässt eine Ver-
änderung der kleinklimatischen Bedingungen für die Anwohner insbesondere auch der 
Ortslage von Echzell nicht erwarten. Die Verdunstung des Niederschlagswassers wird über 
die Dachflächen bei der Mehrzahl der Regenereignisse auch künftig möglich sein. Eine 
Beschleunigung des Abflusses aus dem Gebiet ist allein nach stärkeren Regenereignissen 
zu erwarten. Bei diesen bedarf es aber keiner Erhöhung der Luftfeuchtigkeit. 
 
 
Zu 7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen für das Vogelschutzgebiet Wetterau wurden bereits im Vor-
feld des Bauleitplanverfahrens durch eine Verträglichkeitsstudie ausgeschlossen, die sich 
ausgiebig auch mit der Frage von Randeffekten durch das Vorhaben auseinandersetzt. Die 
im Gebiet selbst betroffenen Arten wurden in zwei Vegetationsperioden ermittelt; für sie 
werden geeignete Kompensationsmaßnahmen geplant und umgesetzt, die im Umweltbe-
richt und im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ausführlich hergeleitet und erläutert werden. 
Die Bestimmungen des BNatSchG oder der FFH-Richtlinie werden nicht verletzt. 
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8. 
 
 
 
 
 
 
 
9. 
 
 
 
 
10. 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 8.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zur Entwurfsfassung hin wurde die bereits eingehende Auseinandersetzung des Umweltbe-
richts mit den Eingriffswirkungen auf das Landschaftsbild um die „Zusatzbewertung Land-
schaftsbild“ ergänzt und das sich daraus ergebende Defizit als zusätzlicher Ausgleichsbe-
darf in die Bilanzierung eingestellt. Das Verfahren, das für die Bauleitplanung im Übrigen 
nicht verbindlich ist, wurde korrekt angewendet. Eine darüber hinausgehende Simulation 
des Vorhabens aus verschiedenen Blickrichtungen wäre aus methodischen Gründen nicht 
zielführend, da deren Betrachtung in hohem Maße subjektiven Einflüssen unterliegt und 
dem fachlichen Anspruch zuwiderläuft, eine Bewertung der Eingriffserheblichkeit anhand 
objektivierbarer Kriterien vorzunehmen. 
 
Zu 9.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Eine deutliche Unterschreitung der Farbtemperatur von 4000 K ist aus Gründen der Arbeits-
sicherheit nicht möglich. Im Übrigen kommen LED-Leuchtmittel zur Anwendung, die im 
Außenbereich bedarfsgerecht geregelt werden. Das heißt, nur im Bedarfsfall werden die 
Außenflächen beleuchtet und danach auf ca. 10 % der Leuchtstärke heruntergeregelt. Zu-
dem werden die Leuchten so ausgerichtet, dass sie weitestgehend nur auf das Plangrund-
stück einwirken. Anstrahlungen der Gebäude sind nicht vorgesehen. Schließlich ist zu be-
achten, dass nicht allein die Farbtemperatur, sondern in noch höherem Maß der UV-Anteil 
des Lichts ausschlaggebend ist für die Lockwirkung auf Insekten. Hier sei auf die Ausfüh-
rungen im Umweltbericht verwiesen. 
 
Zum Schutz des Vogelschutzgebietes „Wetterau“ ist zudem an der südlichen und südöstli-
chen Plangebietsgrenze ein 1,5 m hoher, bepflanzter Erdwall geplant, der Lichtemissionen 
durch KFZ in das Schutzgebiet verhindert. Die Details werden in dem zu verhandelnden 
städtebaulichen Vertrag geregelt- 
 
Zu 10.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
In der Begründung zum B-Plan Ziffer 4.5 und dem Verkehrsgutachten sind die Verkehre 
sowohl im Bestand, verursacht durch Querverkehre der REWE Standorte Hungen und Ros-
bach, sowie die Verkehre des Neustandortes ausgewiesen. 
Erkennbar ist hieraus, dass die Verkehrsbelastungen für die Ortsdurchfahrt Echzell sich 
gegenüber dem Bestand so gut wie nicht verändert, während die Ortsdurchfahrten Wölfers-
heim gegenüber dem Bestand verringert werden. 
Dies trifft auch zu, wenn der derzeitige REWE Logistikstandort Rosbach durch den Discoun-
ter Penny genutzt wird. Die dann durch Penny verursachten Verkehre gehen nicht durch die 
Ortslage Wölfersheim, sondern sind bereits vorher über die A 5 abgeleitet. Dies gilt nicht nur 
für die Anlieferung, sondern auch für die Auslieferung. 
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12. 
 
 
 
 
 
 
13. 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Ausführungen zum angeblichen Verstoß gegen das Anpassungsgebot nach § 1 Abs. 4 
BauGB liegen neben der Sache. Sie verkennen, dass mit Bescheid des RP Darmstadt vom 
26.10.2017 die Zielabweichung von den nebenstehend beschriebenen Zielen des Regional-
plans Südhessen/RegFNP zugelassen, später mit Sofortvollzug ausgestattet und schließlich 
mit der 2. Änderung des Regionalplans Südhessen/RegFNP 2010 gemäß Beschluss der 
Verbandskammer des Regionalverbands FrankfurtRheinMain vom 10.04.2019 umgesetzt 
wurde. Damit liegt kein Verstoß gegen § 1 Abs. 4 BauGB vor. Der Bebauungsplan entwi-
ckelt sich vielmehr aus dem RegFNP. Die Genehmigung erfolgt voraussichtlich im Sommer 
2019. Soweit auf die Klagebegründung des BUND gegen das Zielabweichungsverfahren 
Bezug genommen wird, wird seitens der Gemeinde auf die zutreffende Urteilsbegründung 
des VG Gießen verwiesen. 
 
Zu 12.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Lager in Hungen wird im Falle der Nachnutzung nur noch untergeordnete Verkehre 
entwickeln. Im Übrigen wird gerade bei Schaffung eines Zentrallagerstandortes die Menge 
der Gesamtverkehre deutlich gegenüber dezentraler Lagerstandorte reduziert. 
Bezüglich der Emissionen wurde ein Luftschadstoff-Gutachten erarbeitet, was im Ergebnis 
die Einhaltung der 39. BImSchV bestätigt. Insofern werden die geltenden Gesetze eingehal-
ten und der Schutz der menschlichen Gesundheit gewährleistet. 
 
Zu 13.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Für den Brandschutz ist zum einen der Löschwasserbedarf für den Grundschutz (196 m³/h 
für 2 Stunden) erforderlich. Dieser Löschwasserbedarf wird nicht aus der Trinkwasserleitung 
direkt entnommen, sondern es ist ein Behälter mit diesem Fassungsvermögen auf dem 
Grundstück geplant. 
Ebenso verhält es sich mit dem Objektschutz (Sprinkleranlage, sonstige Löscheinrichtun-
gen). Auch dieser Bedarf ist in einem zusätzlichen Behälter auf dem Grundstück geplant 
und wird nicht direkt aus der Trinkwasserleitung entnommen. 
 
Zu 14.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 1-13 ist festzustellen, dass die gesetzlichen An-
forderungen eingehalten werden. Das Vorhaben ist zulässig. Es ist falsch und wird nicht 
begründet, dass seitens des RP Darmstadt Planungsmängel geltend gemacht oder dies 
durch Gutachten postuliert würden. 
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15. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß Baugesetzbuch (BauGB) wurde durchgeführt, 
zusätzlich wurde im Dezember 2018 eine Bürgerinformationsveranstaltung abgehalten. 
Sämtliche im Rahmen des Bauleitplanverfahrens relevanten Unterlagen wurden offen-
gelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 15.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
Die wesentlichen Planbestandteile sind kongruent. Einzig hat REWE noch einige Informati-
onen – wie z.B. die Visualisierung des geplanten Gebäudes - dargeboten, die zwar interes-
sant, jedoch nicht Gegenstand des formalen Bauleitplanverfahrens sind.  
Der hier angesprochene geplante Ausbau der Bundesstraße ist jedoch bereits Bestand-teil 
des eigentlichen Bebauungsplan-Entwurfs sowie der Begründung. Im Bebauungs-plan wer-
den entsprechend den Vorgaben der Planzeichenverordnung ausschließlich Verkehrsflä-
chen – gelb – dargestellt. Die Festsetzung im Bebauungsplan umfasst die vorgesehene 
Rechtsabbiegespur bereits. In der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf wird unter 
Ziffer 4.3 Äußere Erschließung (S 22) ausgeführt:  
 
Im Rahmen der äußeren Erschließung sind auf Basis der Ergebnisse der Verkehrsunter-
suchung und den Abstimmungen mit Hessen Mobil folgende Maßnahmen vorgesehen […] 
• Freie Führung des Rechtseinbiegers aus der K 181 in die B 455 mit Beschleuni-

gungsstreifen bis zur bestehenden Rechtsabbiegespur (Rampe zur A 45 in Richtung 
Hanau) zur Reduzierung der Verflechtungsvorgänge. […] 

Auf Seite 15 ebd. wird dieser Rechtseinbieger in Abb. 3: Lageplan REWE Logistikzent-rum 
dargestellt.  
 
Die angesprochenen Unterlagen sind insofern kongruent. 
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16. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht geteilt. 
Vgl. auch die Ausführungen zu Ziffer 10. 
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17. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
18. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Für die Standorte Hungen und Rosbach v.d.H. liegen Nachnutzungskonzepte vor. Größten-
teils werden Arbeitsplätze von den beiden Standorten nach Wölfersheim verlagert, doch 
hiermit werden Ausbildungsplätze in der Region gehalten. Es ist anzunehmen, dass es 
insgesamt zu einem Anstieg der Beschäftigtenzahlen kommt. Laut REWE gehen durch die 
vorgesehene Automatisierung keinesfalls Arbeitsplätze verloren. Vielmehr führe sie 
dazu, dass die Mitarbeiter ihre Tätigkeiten leichter und ergonomischer verrichten könnten. 
Dem Betriebsrat wurde zudem die Zusage erteilt, dass alle Logistik-Mitarbeiter aus Rosbach 
v.d.H. und Hungen übernommen werden. Es besteht Einvernehmen aus Sicht des Betriebs-
rates bei der Standortwahl. 
 
 
 
 
Zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Er betrifft jedoch nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung, sondern die parallel zum 
Bauleitplanverfahren durchgeführte Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans. 
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19. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
20. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 19.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, da diese der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. Aus der relativen Ortsgebun-
denheit des Vorhabens und dem Mangel an geeigneten Alternativstandorten ergibt sich der 
gewählte Standort als einzig realisierbarer für das geplante Projekt.  
Die Festsetzungen des Bebauungsplans „Logistikpark Wölfersheim A 45“ entsprechen den 
Ergebnissen des Zielabweichungsverfahrens. Das Ergebnis des Zielabweichungsverfahrens 
bildet die Grundlage für die Bauleitplanung der Gemeinde Wölfersheim. Damit wird der 
Vorgabe des § 1 Abs.4 BauGB Rechnung getragen. Zudem wurde durch die Verbands-
kammer in der Sitzung am 10.04.2019 die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
beschlossen. Somit ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
Zu 20.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bereits 2016 wurde im Zuge der Abstimmungs- und Strategietreffen (19.05.2016) zur Pro-
jektentwicklung „Interkommunaler Gewerbepark im Nahbereich der A 45“ (eine Gemein-
schaftsinitiative der Kommunen Echzell, Nidda und Wölfersheim sowie der Wirtschaftsförde-
rung Wetterau GmbH) eine Projektfläche von ca. 109 ha im Bereich der A 45/B 455/K 181 
mit den Kommunalvertretern erörtert. Damals hat sich der Planungswunsch entwickelt, die 
Verkehre direkt über die B 455 abzuwickeln. Allen Beteiligten war aber bewusst, dass eine 
Zu- und Ausfahrt an die K 181 kommen wird. Die Rahmenbedingungen von Hessen Mobil 
waren zum damaligen Zeitpunkt noch nicht bekannt.  
 
Das geplante Gewerbegebietsgrundstück grenzt an die B 455 und an die K 181 an. Die 
Bundesstraße B 455 ist in diesem Bereich durch drei relativ eng aufeinanderfolgende Ver-
kehrsknotenpunkte (Kreuzung B 455 und K 181 und zwei AB-Auf-/Abfahrten A45) charakte-
risiert. In mehreren Besprechungen mit dem Vertreter des Baulastträgers der B 455, Hes-
sen Mobil, wurde versucht, eine Zu- bzw. Abfahrtsmöglichkeit von dem Gewerbegrundstück 
direkt auf die B 455 zu erreichen. In einem im Rahmen der Bauleitplanung letztem Abstim-
mungsgespräch hat Hessen Mobil abschließend einer direkten Zufahrtsmöglichkeit auf die 
B 455 kategorisch abgelehnt. In dem Protokoll zu dem Termin vom 5.11.2018 heißt es: „Aus 
Sicht von Hessen Mobil wird auch im Hinblick auf die Vielzahl der Verflechtungsvorgänge 
eine direkte Grundstücksausfahrt auf die Bundesstraße abgelehnt.“ 
Eine Zufahrt wurde von Beginn an aus besagten Gründen ebenfalls kategorisch abgelehnt. 
Wie von Hessen Mobil bestätigt werden kann, wurden hier die von Echzell im Rahmen der 
Bauleitplanung vorgetragenen Belange durch Wölfersheim entsprechend vorgetragen. 
Planunterlagen, die bis kurz vor der B-Planoffenlage die Auffahrt vorgesehen haben, bele-
gen dies. 
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21. 
 
 
 
 
22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 21.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Gesetzgeber hat mit dem im Baugesetzbuch § 45 ff. geregelten Umlegungsverfahren 
die Grundlage geschaffen, damit eine Gemeinde (Umlegungsstelle) die Ziele und die Ver-
wirklichung eines Bebauungsplanes umsetzen kann und hat klar geregelt, wie mit den Be-
langen von Eigentümern/Beteiligten bei Bodenordnungsverfahren umzugehen ist. Hierbei 
sieht das Umlegungsverfahren verschiedene Verfahrensschritte vor, bei denen die betroffe-
nen Eigentümer und anderen Beteiligte durch die Umlegungsstelle angehört werden. Die 
Eigentümer können sich entsprechend ihrer Interessen äußern und ihre Vorstellungen zu 
Protokoll geben. Dieses Verfahren befindet sich noch in der Umsetzung.“ 
 
 
 
Zu 22.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
vgl. Ausführungen folgende Seite. 
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22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Alternativenprüfung verkennt der Einwender, dass eine Versiegelung von Boden 
nicht erfordert, dass diese alternativlos ist.  Offensichtlich wird das Abwägungsgebot dahin-
gehend missverstanden oder fehlinterpretiert. Dieses erfordert, dass alle Belange betrachtet 
und insgesamt in eine Abwägung gestellt werden, wobei der Plangeber berechtigt ist, be-
stimmten Belangen einen Vorzug zu geben. Das „Überwinden“ einzelner Belange, z.B. 
derer der Landwirtschaft durch die Nachweis, dass es gar nicht anders geht, ist dafür nicht 
notwendig. Zudem verkennt der Einwender, dass es sich bei der Prüfung von Alternativen 
im Hinblick auf die Umweltbelange nicht um die Prüfung handelt, ob und in welchem Um-
fang das Projekt an diesem Standort notwendig ist. Vielmehr bezieht sich diese Alterna-
tivenprüfung nur darauf, ob im Rahmen der konkreten Planung z.B. sparsam mit Grund und 
Boden umgegangen wird. Einer echten Alternativenprüfung wie z.B. im Planfeststellungs-
verfahren oder gar nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bedarf es gerade nicht. Da eine Gemeinde 
im Rahmen ihrer Bauleitplanung zudem nur ihr eigenes Gemeindegebiet berücksichtigen 
kann, ergibt sich denklogisch, dass sich Aussagen zur Alternativplanung auch nur auf das 
Gemeindegebiet beschränken. Die überregionale Alternativenprüfung hat einerseits auf 
Ebene der Regionalplanung und auf Ebene der Flächennutzungsplanung stattgefunden. 
Bezogen auf das Gemeindegebiet wurden vorab besiedelte Flächen ausgeschlossen, um 
Ortsdurchfahrten zu vermeiden. In bestehenden Gewerbeflächen waren die erforderlichen 
30 ha nicht verfügbar. Jede Alternativfläche in kurzer Erreichbarkeit der A45 hätte ebenfalls 
landwirtschaftlich genutzte Flächen betroffen. 
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23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 23.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ziele des Bodenschutzes und der Ernährungssicherheit sind als öffentliche Belange bei 
der Beurteilung des Vorhabens einzustellen, sind aber gegenüber den privaten nicht vor-
rangig. Das BauGB schreibt eine gerechte Abwägung aller maßgeblichen öffentlichen und 
privaten Belange vor. Im Übrigen sind Arbeitsplätze und kommunale Steuereinnahmen 
öffentliche Belange von hohem Rang. 
Es sei zudem darauf hingewiesen, dass der bisherige Pendelverkehr zwischen den REWE-
Lagern in Hungen und Rosbach entfällt. Auch der Wasserverbrauch (neues Logistikzent-
rum) wird im Vergleich mit dem Verbrauch an den beiden bestehenden Standorten geringer 
ausfallen. Ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu rechnen. 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in 
der fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz 
wertvollen Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebau-
ung freihalten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche 
Großvorhaben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber 
nachhaltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
 
Aus den weggeworfenen Lebensmitteln bundesweit auf eine Überversorgung in Südhessen 
zu schließen ist nicht nachzuvollziehen. Der Standort Wölfersheim ist notwendig um auch 
weiterhin die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung nach § 1, Abs. 6 Nr. 8a zu 
gewährleisten, da die Standorte Rosbach und Hungen an ihre Kapazitätsgrenzen stoßen 
und eine zukünftige Versorgung gefährdet wäre.  
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24. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 24. Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
vgl. Ausführungen folgende Seite. 
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25. 
 
 
 
 
 
 
26. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Laut REWE gehen durch die vorgesehene Automatisierung keinesfalls Arbeitsplätze verlo-
ren. Vielmehr führt sie dazu, dass die Mitarbeiter ihre Tätigkeiten leichter und ergonomi-
scher verrichten können. Dem Betriebsrat wurde zudem die Zusage erteilt, dass alle Logis-
tik-Mitarbeiter aus Rosbach und Hungen übernommen werden. Unabhängig davon wird im 
vorliegenden Aufstellungsverfahren von dem Versuch, eine Planung mit dem Argument 
Arbeitsplätze „politisch gleitfähig“ zu machen, abgesehen. Zwar handelt es sich hierbei 
zweifelsohne um ein gewichtiges Argument, aber keineswegs um das einzige, das für diese 
Planung an dem vorgesehenen Standort spricht. 
 
 
Zu 25.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Weder die Größe des Baukörpers noch die des Vogelschutzgebiets lassen eine Aussage 
darüber zu, ob und in welchem Ausmaß Störungen durch den Betrieb auf das Schutzgebiet 
zu erwarten sind, wohl aber die in der Natura 2000-Studie dargelegten Meidedistanzen der 
relevanten Vögel. Die Studie legt schlüssig und fachlich fundiert dar, dass eine Gefährdung 
des Gebiets ausgeschlossen werden kann. 
 
 
 
 
 
[Zu Ziffer 26 vgl. folgende Seite] 
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27. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 26.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
 
vgl. Ausführungen zu Ziffer 22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
[Zu Ziffer 27 vgl. folgende Seite] 
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28. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 27.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Flächenzuschnitt ist im Hinblick auf die geplante Maßnahme ein unbedingt zu beach-
tendes Kriterium. Im Hinblick auf die Verfügbarkeit wurde das Grundstück gewählt, wie es 
dem Bebauungsplan zugrunde liegt. Der Sachverhalt ist in der Begründung Ziffer 2, Seite 
17, zutreffend dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 28.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
vgl. folgende Seite 
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29. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Angemerkt sei, dass im Bebauungsplan-Vorentwurf keine Festsetzung zur Dachbegrünung 
enthalten war. Die Frage nach Umsetzung von extensiven Gründächern und Photovoltaik 
auf Teilen der Dachflächen wird im Umweltbeirat gegenwärtig noch beraten.  
 
Der 2. Entwurf des Bebauungsplans enthält zudem eine Festsetzung (Ziffer A7), die die 
Anlage von Dachbegrünung fördern und begünstigen soll. 
 
Unter Ziffer 2 der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf wird ausgeführt: […] Die Ge-
staltung der Außenanlage soll in Zusammenarbeit mit Naturschutzverbänden entwickelt und 
entsprechend umweltfreundlich/umweltfördernd ausgeführt werden. […] 
 
Dass der NABU sich einer konstruktiven Zusammenarbeit an dieser Stelle verschließt, wird 
mit Bedauern zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 29.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung nicht 
geteilt. 
vgl. folgende Seite 
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30. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Die Gemeinde Wölfersheim hat sich auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und im 
Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen Abwägung mit den im Rahmen der Beteili-
gungsverfahren vorgebrachten Anregungen der Naturschutzverbände befasst.  
Sie sieht die mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbesondere aus den 
eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben. Gleichwohl ist sie der Auffassung, 
dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde Wölfers-
heim und der Region insgesamt gegenüber den negativen Auswirkungen überwiegen. 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens werden sowohl im Rahmen des Änderungsverfahres des 
Regionalen Flächennutzungsplans als auch im Bebauungsplanverfahren beleuchtet, und 
waren ebenfalls Gegenstand der im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens erfolgten 
Abwägung. Darüber hinaus werden sie von der Gemeinde Wölfersheim bei ihrer Planungs-
entscheidung mit dem ihnen zukommenden Gewicht berücksichtigt. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht, um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 30.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung nicht 
geteilt. 
vgl. Ausführungen zu Ziffer 10. 
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31. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 31. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Belieferung der umliegenden Gemeinden bedingt eine Wölfersheimer Ortsdurchfahrt. 
Weiterhin herrschte in Henstedt-Ulzburg eine andere Situation. Eigentlich hätte der Verkehr 
in Henstedt-Ulzburg durch die Gemeinde fahren sollen. Dazu notwendig wäre ein Ausbau 
der Infrastruktur durch eine Fahrbahnaddition notwendig gewesen. Dieser Ausbau war al-
lerdings aus platzgründen in der innerörtlichen Lage nicht möglich. Aus diesem Grund 
musste in Henstedt-Ulzburg eine andere Lösung gefunden werden.  
 
Die Verkehrslage einer anderen Gemeinde ist allerdings nicht Teil dieses Bauleitplanverfah-
rens.  
 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im öffentlichen Straßennetz eine ausrei-
chende Leistungsfähigkeit gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleit-
planverfahren laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme 
sowie eine 24-h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützen. 
 
Wie richtig genannt, werden die möglichen Anbindungen des Plangebietes an das Radver-
kehrsnetz aktuell geprüft. REWE beteiligt sich an dieser Planung. 
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32. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
33. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 32.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Angemerkt sei, dass sich die Zielabweichung auf die neben den 30ha geplanten zusätzli-
chen 10ha für eine andere gewerbliche Nutzung bezogen hat. Der vorliegende Bebauungs-
plan setzt Gewerbegebiet i.S. § 8 BauNVO fest.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 33.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die REWE Group plant nach wie vor, das Gebäude analog zu dem bereits in Neu-Isenburg 
umgesetzten Standort zertifizieren zu lassen und strebt die Zertifizierung „Gold“ nach DGNB 
an. Das System bewertet keine Einzelmaßnahmen, sondern die Gesamtperformance eines 
Gebäudes und berücksichtigt die Aspekte Ökologie, Ökonomie, soziokulturelle, funktionale 
und technische Qualität sowie Prozess- und Standortqualität. Ferner spielen Gesichtspunk-
te wie Ökobilanz, Barrierefreiheit, Schall- und Immissionsschutz, Biodiversität, Aufenthalts-
qualität und Verkehrsanbindung eine Rolle. Die Bewertungsgrundlage basiert dementspre-
chend auf einer ganzheitlichen Betrachtung des gesamten Gebäudes. Vorteile sind insbe-
sondere mehr Lebensqualität, weniger Nebenkosten, sichere Werte, Risikominimierung, 
höhere Planungseffizienz, weniger Aufwand, Relevanz von Bauprodukten und eine klare 
Orientierung. 
 
Angemerkt sei, dass im Bebauungsplan-Vorentwurf keine Festsetzung zur Dachbegrünung 
enthalten war. Die Frage nach Umsetzung von extensiven Gründächern und Photovoltaik 
wird gegenwärtig im Umweltbeirat beraten. Im 2. Entwurf wurde zudem eine Festsetzung 
aufgenommen, die einen erhöhten Anreiz zur Dachbegrünung enthält. (TF Nr. A7) 
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34. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
35. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 34.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Richtig ist, dass der Umweltbericht zur Entwurfsfassung des Bebauungsplans hin um die 
„Zusatzbewertung Landschaftsbild“ ergänzt und das sich daraus ergebende Defizit als zu-
sätzlicher Ausgleichsbedarf in die Bilanzierung eingestellt wurde. Wie unter zu 8. bereits 
dargelegt, ist die Zusatzbewertung in Verbindung mit der eingehenden Auseinandersetzung 
mit der Thematik im Umweltbericht ausreichend, eine darüber hinausgehende Simulation 
des Vorhabens aus verschiedenen Blickrichtungen aus methodischen Gründen nicht ziel-
führend. 
 
 
 
Zu 35.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ermittlung der zu erwartenden Lärmbelastungen aus dem Straßenverkehrslärm erfolgt 
nach den Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - RLS-90. Mit den RLS-90 ist zweifels-
frei vorgegeben, dass die zul. Höchstgeschwindigkeit zu berücksichtigen ist. 
 
Dabei bleibt allerdings unberücksichtigt, dass z. B. Lkw ab 7,5 t zul. Gesamtgewicht auf 
einspurigen Bundesstraßen nur 60 km/h fahren dürfen. 
 
Das tatsächliche Verkehrsverhalten ist nicht zu berücksichtigen. 
 
Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung liegen damit auf der sicheren Seite. 
 
Wie bereits in der schalltechnischen Untersuchung ausgeführt, ergeben sich bereits durch 
die zukünftigen Ausbausituationen im Zuge der Kreisstraße 181 Reduzierungen der Lärm-
belastungen: 
 

a) der nördliche durchgehende Fahrstreifen rückt mit dem Ausbau vom Römerhof ab 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2), §4a(3) S. 1 BauGB 

 

51 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
36. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) die zul. Höchstgeschwindigkeit wurde aufgrund der Gefahrenpunkte durch die Ein-
mündungen der Lkw- und Pkw-Zufahrten zum Betriebsgelände des Logistikzentrums 
nur noch mit 70 km/h (s. auch B 455) berücksichtigt. 

 
Ergänzend wurde hierzu ausgeführt, dass sich unter Beibehaltung der aktuellen zul. 
Höchstgeschwindigkeit auf der K 181 eine maximale Erhöhung der Lärmbelastung von 
weniger als 1 dB(A) und damit deutlich unter der Hörbarkeitsschwelle ergibt. 
 
Während die K 181 in einer Entfernung von rd. 24 m (Fahrbahnrand) zum maßgeblichen 
Immissionsort "Römerhof" verläuft, befindet sich die Zufahrt für die Lkw in einer Entfernung 
von rd. 170 m. 
 
Die maßgebliche Pegeländerung bei der Ermittlung zu erwartender Lärmbelastungen ergibt 
sich durch den Abstand zwischen dem Emissionsort (Mitte des betrachteten Fahrbahnab-
schnitts) und dem maßgebenden Immissionsort. Die von dem Straßenabschnitt der K 181 
ab der Lkw-Zufahrt ausgehende Lärmbelastung fällt gegenüber dem direkt vor dem "Rö-
merhof" verlaufenden Straßenabschnitt aufgrund der größeren Entfernung zum Immissions-
ort bereits rd. 18 dB(A) geringer aus - s. Diagramm V RLS-90. 
 
Daraus ergibt sich, dass unter Beibehaltung der zul. Höchstgeschwindigkeit im Zuge der K 
181 von 100 km/h die mögliche Erhöhung der Lärmbelastung durch den planbedingten 
Zusatzverkehr im Wesentlichen durch die Pkw und nicht durch die Lkw verursacht wird. 
 
 
 
Zu 36.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Umweltbeirat setzt sich wechselnd zusammen aus Vertretern des Wetteraukreises 
(UNB, UWB, Bodenschutz), dem Dränverband, dem Berstadter Ortslandwirt, Vertretern der 
Jagdgenossenschaft, der HGON Echzell sowie der Natur- und Vogelschutzgruppe Wölfers-
heim, der Gemeinde sowie von REWE. Bislang hat der Umweltbeirat sechs Mal getagt und 
jeweils unterschiedliche Themenschwerpunkte, wie z.B. Mensch & Kultur, Energie & Klima, 
Artenschutz, Naturschutz und Boden, bearbeitet.Zu den Themen Artenschutz und Boden 
sollen alle seitens des Umweltbeirats vorgebrachten Punkte, im Einzelnen insektenfreundli-
che Beleuchtung, Einzäunung lediglich entlang der Nutzungsgrenze, Insektenhügel, Schaf-
fung von Brut- und Nistflächen für die Feldlerche, Erstellen von Blühwiesen sowie Abtragen 
und Verbringen der Böden und bodenkundliche Betreuung von Erdbewegungen, umgesetzt 
werden. Zudem sollen mehrere Vorschläge aus den übrigen Themenkomplexen wie ÖPNV-
Haltestelle an der Pforte, E-Ladegeräte für PKW und Zweiräder, Photovoltaik, Verzicht auf 
Anstrahlen des Gebäudes, unauffällige Gestaltung der Fassade etc. realisiert werden.  



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. § 4(2), §4a(3) S. 1 BauGB 

 

52 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
37. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
38. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 37.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Für die geplanten Maßnahmen ist unabhängig vom Bauleitplanververfahren ein wasser-
rechtliches Genehmigungsverfahren erforderlich. Der Antragsgegenstand wurde bereits mit 
der zuständigen Behörde abgestimmt. Erhebliche Auswirkungen auf den Grundwasser-
haushalt in der Wetterau sind auszuschließen. 
 
In Detail: Durch den Deutschen Wetterdienst werden für Wölfersheim nachstehende Daten 
vorgegeben: mittlere jährliche Niederschlagshöhe 600 bis 800 mm. Die potenzielle Verduns-
tung von landwirtschaftlich genutzten Flächen 550 bis 600 mm per anno.  
Nur die Differenz aus beiden Werten steht bei einer Versiegelung der Oberfläche der Versi-
ckerung nicht mehr zur Verfügung.  
Darüber hinaus muss auch die Speicherfähigkeit des Lössbodens relativiert werden. Es ist 
richtig, dass ein vollkommen trockner Lössboden in der Lage ist 300 l Wasser je m³ Boden 
zu speichern.  
Der Lössboden gibt aber im Porenraum vorhandenes Wasser nicht bzw. nur stark verzögert 
ab. Die Bodenuntersuchungen haben gezeigt, dass der natürliche Wassergehalt des Löss-
bodens bei 20 – 23% liegt. D. h. 200 – 230 l Wasser der möglichen 300 l sind bereits im 
Porenraum vorhanden und dieser Wassergehalt wird sich auch bei der Versiegelung nicht 
merklich verändern. 
 
 
Zu 38.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Grundwasserneubildung im Plangebiet wird durch die Bebauung zwar weitgehend un-
terbunden, hat allein schon aufgrund der Größenverhältnisse aber keine regionalen, son-
dern allenfalls lokale Auswirkungen. Diese wiederum werden durch die Rückhaltung und die 
gedrosselte Abführung des Niederschlagwassers durch ein mehrere Hundert Meter langes 
offenes Grabensystem erheblich minimiert, da bei der Mehrzahl der Niederschlagsereignis-
se große Teile des abgeführten Wassers vor Erreichen des Waschbachs im Boden versi-
ckern werden. Die Bestimmungen des WHG werden eingehalten. 
Die Auswirkungen der Versiegelung auf Grundwasserneubildung und Kleinklima werden im 
Umweltbericht hinreichend behandelt. 
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39. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 39.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist richtig, dass Niederschlagsversickerung und Grundwasserneubildung im Bereich der 
Überbauung künftig nicht mehr möglich sein werden. Das anfallende Regenwasser wird 
aber zwischengespeichert und mit gedrosseltem Abfluss über ein mehrere Hundert Meter 
langes Grabensystem und eine zusätzlichen Rückhaltemulde dem Einzugsgebiet wieder 
zugeleitet. Hierbei ist auch von einer zumindest teilweisen Versickerung auszugehen, so-
dass der Gebietswasserhaushalt nicht nachhaltig verändert wird. Das Abpumpen von 
Grundwasser ist nicht vorgesehen. Für den Havariefall werden Tankstellen regelmäßig mit 
Rückhaltewannen ausgestattet. Der Untergrund ist wegen des Lösslehms im Übrigen nur 
schlecht durchsickerbar und so tiefgründig, dass eine Gefährdung des Grundwassers aus-
zuschließen ist. 
Das erforderliche Rückhaltevolumen wird regelkonform ermittelt, der zulässige Drosselab-
fluss eingehalten, sodass keine Schäden am Gewässersystem zu erwarten sind. Die An-
nahme einer zu geringen Dimensionierung wird von der Stellungnahme im Übrigen nicht 
begründet. Hinsichtlich der geplanten Ableitung des Niederschlagswassers in den Wasch-
bach ist nicht von Verstößen gegen das Wasserhaushaltsgesetz, die Wasserrahmenrichtli-
nie oder den Hochwasserschutz auszugehen, da die festgesetzten Maßnahmen mit der 
zuständigen Wasserbehörde abgestimmt und von dieser genehmigt werden. 

 
Die Einleitung des anfallenden Regenwassers aus dem geplanten Logistikpark erfolgt im 
Bereich der „Schafswiesen“ (Gemarkung Berstadt) in den Waschbach. Die Einleitemenge 
ist gemäß den Vorgaben der Unteren Wasserbehörde auf 15 l/s*ha (Gesamtmenge: 450 l/s) 
begrenzt. Dies entspricht dem natürlichen Abfluss aus dem unversiegelten Urgelände. Das 
über den Einleitewert von 450 l/s hinaus anfallende Regenwasser wird auf dem Gelände 
selbst mittels eines unterirdischen Rückhaltebeckens zurückgehalten und zwischengespei-
chert. Hinter dem Rückhaltebecken wird eine Abwasserreinigungsanlage (Typ Sedipipe) 
angeordnet, damit grobe Verunreinigungen und Schwebstoffe sich absetzen können und 
nicht in den Regenwasserkanal bzw. den Waschbach eingeleitet werden. Des Weiteren 
werden auf dem Gelände für die Bereiche Tankstelle und Waschplatz Leichtflüssigkeitsab-
scheider angeordnet. 
 
Um Schäden am Gewässer zu vermeiden erfolgt keine Direkteinleitung des Regenwassers 
in den Waschbach. Mittels eines neu anzulegenden Grabens im Vorland des Waschbachs 
erfolgt eine Pufferung der Einleitemenge. Der Graben soll, da er nur temporär wasserfüh-
rend sein wird möglichst mit flachen und landwirtschaftlich nutzbaren Böschungen herge-
stellt werden. Um ein Überlaufen des Regenwassers in den Waschbach bereits im Einmün-
dungsbereich zu vermeiden, erhält der Graben in diesem Bereich eine flankierende Verwal-
lung. Im weiteren Verlauf soll der geplante Graben oberflächennah breitflächig in das 
Vorland des Waschbaches auslaufen. 
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Sämtliche zu treffenden Maßnahmen und Bedingungen hinsichtlich der Einleitung von Re-
genwasser in den Waschbach wurden im Vorfeld der Planung mit der Unteren Naturschutz-
behörde und der Unteren Wasserbehörde des Wetteraukreises abgestimmt. Das gesam-
melte Niederschlagswasser fließt in Richtung A 45 und dann weiterführend über Durchlässe 
zum Waschbach, wo es mit einer behördlich vorgegebenen Drosselmenge (l/s) eingeleitet 
wird. 
Extreme Starkregenereignisse überschreiten die Möglichkeiten des geschilderten Entwäs-
serungssystems, aber auch die des natürlichen Gebietsabflusses. Auch Lössböden, gerade 
Ackerböden, sind nicht in der Lage, Niederschlagsmengen in der geschilderten Größenord-
nung in kurzer Zeit aufzunehmen. Sie fließen in großen Anteilen oberflächig ab und belas-
ten die Gewässer. Ziel und Aufgabe der Entwässerungsplanung ist es, keine zusätzlichen 
als die auch auf natürlichem Weg entstehenden Belastungen zu induzieren, was mit der 
geschilderten Vorgehensweise auch möglich ist. Allein auf diesen Tatbestand bezogen ist 
im Übrigen auch der Begriff der „schadlosen Ableitung“ zu verstehen. 
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40. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 40.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Sowohl das Umlegungsverfahren als auch das Einwerben von Ersatzflächen für die be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe ist noch nicht abgeschlossen. Es werden noch Flä-
chen für den erwähnten Flächenpool durch die Gemeinde erworben. Daher ist man zuver-
sichtlich, dass allen Betroffenen ausreichend Ersatzland zur Verfügung gestellt werden 
kann, um eine Existenzgefährdung zu vermeiden. Eine abschließende Aussage kann aber 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht getroffen werden, ob alle Flächenansprüche befriedigt 
werden können und ob Ersatz in Form von Entschädigungszahlungen zu leisten sein wird. 
Mit den vorgesehenen Verfahrensabläufen sollen gerichtliche Auseinandersetzungen ver-
mieden werden. 
Zu konkreten Betroffenen können hier aus datenschutzrechtlichen Gründen keine Angaben 
gemacht werden. 
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41. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 41.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Ermittlung des Verkehrslärms erfolgt nach den Richtlinien für den Lärmschutz an 
Straßen – RLS-90. 
 
Danach ist die für den betreffenden Straßenabschnitt zulässige Höchstgeschwindig-
keit in km/h zu berücksichtigen, jedoch mindestens 30 km/h und höchstens 130 
km/h. 
 
Letztere Höchstgeschwindigkeit orientiert sich an die Richtgeschwindigkeit auf Auto-
bahnen. 
 
Mit dem Ansatz von 70 bzw. 80 km/h als zulässige Höchstgeschwindigkeit für Lkw 
auf der Bundesstraße bzw. Kreisstraße wird ohnehin bereits von der StVO abgewi-
chen, da Lkw über 7,5 Tonnen auf Landstraßen oder Bundesstraßen mit nur 60 km/h 
unterwegs sein dürften. 
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42. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 42.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Neben den REWE-Mitarbeitern (550 Angestellte + 20 Auszubildende) sind auch Stellplätze 
für Dienstleister, Besucher und Fremdfahrer vorzusehen, die mittels eigene, PKW anreisen. 
Darüber hinaus überlappen sich Stellplatznutzungen im Falle von Schichtwechseln, d.h. die 
PKW-Stellplätze der endenden Schicht sind noch belegt und gleichzeitig erreichen die Mit-
arbeiter der folgenden Schicht das Plangrundstück. Auch für diesen Fall sind ausreichende 
Stellplätze vorzuhalten, um Staus infolge von Parksuchverkehren zu vermeiden. 
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43. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
44. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 43. und 44: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es besteht kein Widerspruch. Die Festsetzung des Bebauungsplans bezieht sich auf das 
ausgewiesene Gewerbegebiet, innerhalb dessen gemäß der festgesetzten GRZ 20 % als 
nicht überbaubare Grundstücksfläche gelten, dies entspricht rd. 6,0 ha. Diese sind gemäß 
Festsetzung A 4.1 als Grünflächen anzulegen. Die angesprochenen 3,3 ha sind Teil dieser 
Fläche aber mit weiterreichenden Festsetzungen wie naturnahe Grünlandeinsaat und Anla-
ge von Kleinhabitaten belegt. Der Umweltbericht wird zur Klarstellung um eine entspre-
chende Flächenaufstellung ergänzt. 
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45. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
46. 
 
 
 
 
47. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 45.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz folgt der Hessischen Kompensationsverordnung und ist 
korrekt. Es sei darauf hingewiesen, dass diese im Rahmen der Bauleitplanung keinerlei 
Verbindlichkeit besitzt, der Planungsträger mithin auch andere Verfahren einsetzen oder auf 
solche ganz verzichten könnte. Im Übrigen entfalten die aus artenschutzrechtlichen Grün-
den geplanten Maßnahmen im Umfang von immerhin rd. 5 ha Wirkung auch auf die von der 
Eingriffsregelung erfassten Schutzgüter, auf den Boden und das Landschaftsbild. Sie sind in 
der Eingriffs- / Ausgleichsbilanz aber nicht eingestelt. 
 
 
 
 
Zu 46.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Kulissenwirkung wurde bei der Ermittlung des artenschutrechtlichen Ausgleichsbedarfs 
berücksichtigt. Im Hinblick auf die Eingriffsregelung bedarf es somit keiner doppelten An-
rechnung. 
 
 
Zu 47.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die eingestellten Werte sind korrekt, da der Zieltyp 02.600 „Pflanzung, straßenbegleitend“ 
das verminderte Potenzial durch die Vergabe von 20 Punkten bereits brücksichtigt, ein 
solcher Typ für Bestandspflanzungen von der KV aber nicht vorgesehen ist, der Sonderfall 
folglich vom Grundtyp (34 Punkte) abgeleitet, d.h. abgewertet werden muss. 
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48. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 48.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Weder die Bodenschutzklausel im BauGB noch das Bodenschutzgesetz sehen verbindliche 
Verbote oder Restriktionen für die Überbauung von Böden vor. 
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49. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 49.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es sei darauf hingewiesen, dass das Plangebiet auch heute schon über ein Grabensystem 
in die Horloff entwässert. Änderungen ergeben sich nur dadurch, dass das Regenwasser 
nicht mehr von den (im Winter weitgehend vegetationsfreien) Ackerböden abfließt, sondern 
zwischengespeichert und mit einem behördlich vorgegebenen Drosselabfluss abgeführt 
wird. Zwar vermindert sich hierbei der Anteil des Regenwassers, der vor Eintritt in die Hor-
loff im Boden versickert. Für die angesprochene FFH-Verträglichkeit ist aber nicht dieser 
Umstand relevant, sondern die Frage einer möglichen Überlastung der Horloff. Von einer 
solchen kann angesichts der bisherigen Situation aber keine Rede sein, da der ungehinder-
te (bei Starkregen fast versickerungsfreie!) Abfluss von schluffigen Ackerböden eine min-
destens ebenso große Belastung der Vorflut bewirkt wie der künftige Drosselabfluss. 
 
Parallel zum Aufstellungsverfahren wird derzeit eine gutachterliche Stellungnahme zur Fra-
ge der Lichtimmisionen bearbeitet. Aufgrund der offenkundig nicht vorhandenen rechtlichen 
Relevanz für das weitab der Ortslagen liegende Gebiet (es gibt für die Maßstabsebene der 
Bauleitplanung im Übrigen auch keine rechtlichen Vorgaben oder Gebietskennwerte), dient 
die Ausarbeitung vor allem als Hilfestellung für die konkrete Planung des Logistikzentrums, 
soll aber eben auch Aussagen zum Erfordernis minimierender Maßnahmen liefern.  
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50. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
51. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 50.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Es ist nicht erkennbar, inwieweit die beschriebenen, unbestritten negativen Veränderungen 
der Landschaft in der Vergangenheit als Argument gegen das Vorhaben anzuführen wären. 
Aus fachlicher und rechtlicher Sicht sind sie als Vorbelastungen zu betrachten. 
 
 
 
 
Zu 51.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die zitierte Passage aus dem Umweltbericht wird verkürzt dargestellt. Der Umweltbericht 
beschönigt den Eingriff in keiner Weise. Er muss aber, um eine fachlich tragfähige Basis für 
die Bewertung zu schaffen, bei Fragen des Landschaftsbildes gesellschaftliche Konventio-
nen beachten. Hierzu gehört ganz eindeutig auch die Einstellung der Menschen zu be-
stimmten baulichen Anlagen. Und hierbei kann aufgrund der Erfahrungen der letzten Jahr-
zehnte kein vernünftiger Zweifel daran bestehen, dass die Mehrzahl der Menschen Bauge-
bietsentwicklungen und eben auch singuläre, vom Wesen her horizontal wirkende Vorhaben 
wie das Logistikzentrum erheblich weniger kritisch sieht als Windkraftanlagen mit ihren 
beweglichen Rotoren oder Überlandleitungen, bei denen der visuelle Eindruck von mehr 
oder weniger diffusen Ängsten emotional aufgeladen wird. Das Empfinden von Landschaft 
ist stark von subjektiven Erfahrungen und Gefühlen geprägt. Diese auf dem Weg der Empi-
rie (i.w.S.) zu beachten, ist statthaft und sinnvoll. 
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52. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
53. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 52.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Vergleich im Umweltbericht (Tab. 5) beruht allein auf den Kriterien Entfernung und 
projizierte Sichtfläche, wobei von einer plangleichen Höhenlage ausgegangen wurde. Mini-
mierende (!) Aspekte wie Muldenlage und Verschattung sind hier also gar nicht eingeflos-
sen. Es geht allein darum, einen Maßstab für die vegleichende Betrachtung verschiedener 
Großbauwerke zu entwickeln. Da ein Teil der zum Plangebiet exponierten Ortsrandlagen in 
der Sichtachse Plangebiet – Inheiden liegt, ist diese Achse von Bedeutung und mit Recht 
berücksichtigt worden. 
 
 
Zu 53.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Eine über die vorgelegten Visualisierungen hinausgehende Simulation des Vorhabens aus 
verschiedenen Blickrichtungen wäre aus methodischen Gründen nicht zielführend, da deren 
Betrachtung in hohem Maße subjektiven Einflüssen unterliegt und dem fachlichen Anspruch 
zuwiderläuft, eine Bewertung der Eingriffserheblichkeit anhand objektivierbarer Kriterien 
vorzunehmen. 
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54. 
 
 
 
 
 
 
 
55 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 54.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen weiter oben ist der Einwand unbegründet. Eine inhaltli-
che Auseinandersetzung mit der vorgenommenen „Zusatzbewertung Landschaftsbild“, die 
aus methodischen Gründen in Teilen unabhängig von der fachlichen Einschätzung des 
Gutachters ermittelt wird, wird vom Einwender unterlassen. 
 
 
 
Zu 55.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
An der Festsetzung wird festgehalten. Die Inhalte werden in dem zu verhandelnden städte-
baulichen Vertrag dahingehend festgeschrieben, dass mit Ausnahme der Beschriftungen 
eine graublaue, nach oben hin heller werdende Farbgebung (aber kein reines Weiß) zu 
verwenden ist.  
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57. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 56.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Vgl. Ausführungen unter Ziffer 22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 57.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Umsetzung der Maßnahmen wird vertraglich gesichert und der Erfolg durch ein mehr-
jähriges Monitoring kontrolliert. 
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Zu 58.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die einschlägige Rechtsprechung des BVerwG ist bekannt. Die zitierte Passage betrifft 
allerdings die sog. Legalausnahme des § 44 (vormals § 42) Abs. 5 BNatSchG, die vorlie-
gend nicht zur Diskussion steht, da das Eintreten des Verbotstatbestandes gem. § 44 Abs. 
1 Nr. 3 BNatSchG im Plangebiet (ohne angepasste CEF-Maßnahmen) gar nicht bestritten 
wird. Das BVerwG hatte sich in der seinerzeitigen Urteilsbegründung stattdessen mit der 
Frage auseinandersetzen müssen, in welchen Fällen die Legalausnahme postuliert werden 
kann. 
 
Es sei im Übrigen darauf hingewiesen, dass bei Arten, die im Ackerland brüten, eine Fort-
pflanzungsstätte im Wortsinn des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nach Abschluss der Brutsai-
son gar nicht zerstört werden kann, da sie bereits nicht mehr existiert. Der Begriff Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte“ ist für diese Arten somit weiter zu fassen, um dem Geist der Be-
stimmung zu entsprechen. Dies geschieht vorliegend dadurch, dass nicht ein einzelnes 
Brutpaar (vergangener Jahre) in das Zentrum der Betrachtung gestellt wird, sondern die 
Brutdichte im Raum, die eine größere Konstanz besitzt. Das Vorgehen ist also nicht nur 
statthaft, sondern in hohem Maße sinnvoll und geeignet, den erforderlichen Ausgleich zu 
schaffen. 
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59. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ziel der Maßnahme ist nicht die Ansiedlung von Feldlerchen und Rebhühnern in einem von 
diesen Arten bislang unbesiedelten Landschaftsraum. Das wäre gegenwärtig, wo diese 
Arten in der Wetterau in stark abnehmender Dichte, aber noch mehr oder weniger gleich-
mäßiger Verteilung vorkommen, unrealistisch. Ziel ist stattdessen die Erhöhung der Brut-
dichte auf der Ausgleichsfläche im erforderlichen Maß. Da Dichte und Brutstandorte bei 
Bodenbrütern in Abhängigkeit von der im jeweiligen Jahr angebauten Frucht stark schwan-
ken, ist es nicht nur zulässig, sondern geradezu geboten, den Erfolg der Maßnahme durch 
einen großräumigen Vergleich zu evaluieren. Hierzu wird ein Gebiet von rd. 100 ha in das 
Monitoring einbezogen, wodurch dann auch Rückschlüsse auf die Besiedlung der Aus-
gleichsflächen vor Beginn der Maßnahme möglich sind. All dies wurde bereits nach der 1. 
Offenlage ausführlich dargelegt. 
 
 
Zu 59.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Kulissenwirkung wurde – wie im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag nachzulesen ist - 
bei der Ermittlung der auszugleichenden „Brutpaare“ berücksichtigt. 
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60. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 60.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Feldlerchendichte im Jahr 1990 ist vorliegend nicht maßgeblich. Die Lage oberhalb 
einer mäßig stark befahrenen Straße findet Berücksichtigung in der Festlegung der Größe 
der Fläche, die mit rd. 5 ha über den zunächst ermittelten Bedarf von 3,5 ha hinausgeht. 
Letztlich wird aber erst das Monitoring Aussagen zur Frage ermöglichen, ob noch zusätzli-
che Maßnahmen ergriffen werden müssen. Aus diesem Grund wird es durchgeführt. 
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62. 
 
 
 
 
 
 
 
63. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 61.: Die Äußerungen werden zu Kenntnis genommen. 
Sie stellen eine Kommentierung dar und bedürfen keiner Erwiderung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 62.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die einzelnen Sachverhalte werden im Folgenden behandelt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 63.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind bekannt. 
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Zu 64.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Brut- und Rastvogelvorkommen des VSG sind bekannt und Grundlage der Bewertung. 
 
 
 
 
 
Zu 65.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die „Unrichtigkeiten“ entstammen den offiziellen Zielzuweisungen aus der hessischen Natu-
ra 2000-Verordnung. Dass die Ackerflächen im Umfeld des VSG Bedeutung als Nahrungs-
habitat zahlreicher Vögel haben und funktionale Beziehungen zum VSG bestehen, wird in 
der Studie eingehend dargestellt und bewertet. Im Übrigen dient die Tabelle allein der Cha-
rakterisierung des Schutzgebiets. 
Die Studie setzt sich ausführlich mit den Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzge-
biet auseinander. Nicht zuletzt lassen Größe und Lage des Untersuchungsgebiets erken-
nen, dass ein Schwerpunkt der Betrachtung auf den funktionalen Beziehungen lag. Es kann 
aber nicht außer acht gelassen werden, dass die vom Vorhaben beanspruchte Fläche von 
rd. 30 ha gerade einmal 6,7 % der funktional zusammenhängenden Ackerlandschaft am 
Übergang zum VSG ausmacht (vgl. S. 26 und FN 31 der Studie). Es ist offenkundig, dass 
eventuelle Störwirkungen weitaus relevanter sind als der Verlust von Teilen der Nahrungs-
habitate außerhalb des VSG, zumal der betroffene Bereich sich in der Nutzungsintensität in 
keiner Weise von anderen, auch näher am VSG liegenden Flächen unterscheidet. 
 
[Zu Ziffer 66, vgl. folgende Seite] 
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Zu 66.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Aufgabe der Studie ist die Ermittlung und Bewertung möglicher Eingriffswirkungen auf das 
Vogelschutzgebiet. Dies ist nicht dadurch zu leisten, dass im Plangebiet über Jahre Rastvo-
gelvorkommen gezählt werden, deren Bezug zum VSG unklar ist und für die großflächigen 
Rasthabitate in der Umgebung bereitstehen. Relevant hingegen ist die Frage, inwieweit das 
VSG selbst durch Randeffekte in Mitleidenschaft gezogen werden kann. Hierfür ist aber das 
Verhalten der einzelnen Arten maßgeblich, weshalb die Studie die hierzu bekannte Literatur 
auswertet und daraus Wirkdistanzen ableitet. Dieses Vorgehen ist methodisch sauber und 
nachvollziehbar. 
 
Zu 67.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Bezüglich der Nahrung suchenden Brutvögel gelten die Aussagen zu 39. analog. Es sei 
darauf hingewiesen, dass worst case-Szenarien nur dann in Betracht zu ziehen sind, wenn 
eine hinreichende Datenbasis nicht gegeben ist. Das kann vorliegend ausgeschlossen wer-
den. 
 
Zu 68.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Aus den Ausführungen ist nicht erkennbar, worin der Mangel bestehen soll. Die für das VSG 
relevanten Arten sind durch die Natura 2000-Verodnung definiert und werden von der Stu-
die nicht nur aufgeführt, sondern – sofern sie für das Vorhaben relevant sind – auch behan-
delt. Dies betrifft aber nur einen Teil der Arten, da z.B. Wasservögel und Röhrichtbewohner 
keine engen funktionalen Beziehungen zur Agrarlandschaft besitzen. Es ist dabei statthaft, 
die Eingriffswirkungen anhand besonders sensibler Arten stellvertretend zu diskutieren. 
 
 
Zu 69.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Kulissenwirkungen werden nicht nur benannt, sondern auf Grundlage bestehender 
Erkenntnisse zum Verhalten vieler Vogelarten plausibel quantifiziert.  
Bezüglich des angeblichen Hinweises auf eine Ausgleichbarkeit des Flächenverlustes wird 
die Studie sinnentstellend zitiert. Die entsprechende Passage in Kap. 7.3 lautet: 
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Der Tatbestand einer Unterschreitung von Mindestarealen bezieht sich auf Lebensräume, 
die durch ein Vorhaben entweder direkt verkleinert werden (…), oder durch Randeffekte 
nicht mehr in vollem Umfang nutzbar sind und dadurch ihre Habitateignung verlieren. Ange-
sichts der Größe des Offenlandbereichs zwischen A 45, B 455 und Echzell von mehr als 
400 ha ist selbst der an sich beträchtliche Verlust von 40 ha im Hinblick auf (potenzielle) 
Brutvögel Natura 2000-rechtlich nicht relevant. Die Minimalareale aller im agrarisch gepräg-
ten Offenland heimischen Vogelarten mit Ausnahme der in Hessen nicht beheimateten 
Trappen sind erheblich kleiner, sodass für viele Arten zwar eine Reduzierung der Populati-
onsgrößen denkbar ist (was durch geeignete Kompensationsmaßnahmen durchaus aufzu-
fangen wäre), nicht aber deren Abwandern aus dem besagten Gebiet. Nur ein solcher wür-
de aber überhaupt die Frage aufwerfen, ob die hierdurch betroffenen Arten auch im be-
nachbarten Schutzgebiet Einbußen im Bestand zu befürchten hätten. Der Verlust von Brut-
habitaten für Feldlerche und Rebhuhn im Plangebiet und seiner näheren Umgebung ist 
artenschutzrechtlich erheblich und planerisch zu bewältigen. Für die vorliegende Studie ist 
festzustellen, dass eine Unterschreitung von Mindestarealen für Lebensräume im Vogel-
schutzgebiet Wetterau nicht zu erwarten ist. (Unterstreichung ergänzt) 
Allein die Formulierung im Konjunktiv zeigt, dass hier ein Sachverhalt angerissen wird, der 
im Weiteren gar nicht zum Tragen kommt. Sinn der Passage ist es, den Betrachtungsrah-
men zu umreißen, nicht eine Bewertung der örtlichen Eingriffserheblichkeit. 
 
Zu 70.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
An der Bewertung der Studie wird festgehalten. Der Einwender selbst spricht von „Nah-
rungsflächen in den umliegenden Ackerbereichen“ (wobei zu bestreiten ist, dass diese es-
senziell wären). Diese werden vom 300 m vom VSG entfernt liegenden Vorhaben gar nicht 
tangiert. Barrierewirkungen könnten aber allenfalls auftreten, wenn sich diese jenseits des 
Plangebiets Richtung Wölfersheim erstrecken würden, was auch vom Einwender offenbar 
nicht angenommen wird. Die genannten Ackerfluren bei Echzell, Wölfersheim, Berstadt, 
Wohnbach, Utphe und Obbornhofen sind durchweg ohne Querung des Plangebiets direkt 
erreichbar. Im Übrigen stellt die Studie die Nutzung dieser Bereiche gar nicht in Frage. Es 
dürfte aber offenkundig sein, dass der Schwerpunkt der funktionalen Beziehung der VSG-
relevanten Arten in der Niederung und den direkt angrenzenden Ackergebieten liegt. 
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Zu 71.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bei dem angesprochenen rechtstreitigen Vorhaben handelte es sich um einen geplanten 
Eingriff in geschützte Lebensraumtypen von zwei FFH-Gebieten, die durch eine Umge-
hungsstraße zerschnitten werden sollten. Gegenüber der bisherigen Rechtsprechung des 
EuGH betont das Urteil vom 7.11.2018 (C-461/17) das Erfordernis, ggf. auch außerhalb des 
Schutzgebiets liegende Lebensräume in die Betrachtung einzubeziehen. Im Übrigen folgt es 
der ständigen Rechtsprechung des EuGH. 

Das geplante Logistikzentrum betrifft ein Vogelschutzgebiet, das nicht direkt, sondern allen-
falls durch Randeinflüsse von außen betroffen sein kann. Unzweifelhaft sind deshalb auch 
hier Lebensräume in die Bewertung einzustellen, die außerhalb des Schutzgebiets liegen. 
Dies wird von der vorgelegten Studie nicht nur geleistet, sondern ins Zentrum der Betrach-
tung gestellt. Die Forderung nach vollständigen, präzisen und endgültigen Feststellungen 
wird durch die vorgelegte Studie in vollem Umfang erfüllt. 
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Zu 72.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Kumulative Wirkungen im Sinne § 34 Abs. 1 BNatSchG sind dann gegeben, wenn ein Natu-
ra 2000-Gebiet durch ein Vorhaben im Zusammenwirken mit anderen Plänen und Projekten 
erheblich beeinträchtigt wird, d.h. diese sich erst durch die kumulative Wirkung ergeben, 
oder erwartbare Beeinträchtigungen verschärft werden. Zu berücksichtigen sind hierbei 
Pläne und Projekte, für die eine planerische Verfestigung besteht, d.h. die genehmigt oder 
planfestgestellt sind oder – im Falle von Baugebieten – die Planreife nach § 33 BauGB 
erreicht haben. Eine Ermittlungspflicht für den Vorhabenträger besteht hierbei nicht. Seitens 
der Fachbehörden wurden im Verfahren keine einschlägigen Pläne oder Projekte benannt. 
Schon deshalb ist der Verträglichkeitsstudie diesbezüglich kein Mangel vorzuwerfen. 
Aus fachlicher Sicht ist festzustellen, dass der zitierte Fall des Kraftwerks Moorburg vorlie-
gend keine Vergleichbarkeit besitzt. Für die Festlegung des Betrachtungsraumes ist allein 
maßgeblich, welcher Art mögliche schwerwiegende Beeinträchtigungen sind. 
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Vorliegend sind dies angesichts der Großflächigkeit der Wetterauer Agrarlandschaft und 
ihrer einheitlichen Ausstattung allein indirekte Wirkungen, wie sie von der vorgelegten Stu-
die für das geplante Logistikzentrum nach eingehender Behandlung ausgeschlossen wur-
den. Indirekte Wirkungen können pe se aber nur durch Vorhaben im Nahbereich zum 
Schutzgebiet ausgelöst werden. Wie die Studie zeigt, ist hierbei ein Korridor von rd. 600 m 
relevant. 
 
Da das Vorhaben für sich betrachtet keine schwerwiegende Beeinträchtigung für das VSG 
hervorruft, könnte es kumulative Wirkungen folglich auch nur dann auslösen, wenn es im 
Verbund mit einem benachbarten Vorhaben stärker in das Gebiet hinein wirken würde. 
Pläne und Projekte, die sich andernorts negativ auf das VSG auswirken, können das Vor-
haben Logistikzentrum folgerichtig nicht über die Erheblichkeitsschwelle heben, sondern 
wirken für sich oder im Verbund mit anderen Plänen und Projekten. 
 
Es ist nicht erkennbar, welche der aufgeführten Vorhaben – ungeachtet ihrer planerischen 
Verfestigung – geeignet wären, die Wirkungen des Logistikzentrums in kumulativer Weise 
so zu verstärken, dass sie erheblich würden. Dafür ist der Überschneidungsbereich der 
Störwirkungen mit dem Schutzgebiet von wenigen Hektar Ackerland viel zu klein, und die 
Standorte der aufgeführten Eingriffe zu weit entfernt. 
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Zu 73.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Landschaft entwässert auch ohne ein oberirdisches Entwässerungssystem, sei es 
durch Hangzugwasser, sei es durch Grundwasserströme. 
 
 
Zu 74.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Aussage ist falsch. Kap. 7.1 behandelt die baubedingten Sörwirkungen und verweist im 
Übrigen auf die Darlegungen in Kap. 7.5 zu den Störwirkungen durch den späteren Betrieb 
des Logistikzentrums. Dass diese wegen ihrer Dauerhaftigkeit in weitaus stärkerem Maße 
relevant sind, ist offenkundig, weshalb es statthaft ist, die baubedingten Störungen kürzer 
abzuhandeln. Kap. 7.5 setzt sich ausführlich mit den fachlichen Grundlagen des Meidever-
haltens auseinander, quantifiziert unter Angabe von nicht weniger als 22 einschlägigen 
Quellen und einer selbst publizierten Metastudie (KARL 2001) die in der Literatur genannten 
Meidedistanzen und baut seine Bewertungen schlüssig und nachvollziehbar auf diesen 
Zahlen auf. Die hierbei zugrunde gelegten Flächen sind in Abb. 6 räumlich umrissen und 
werden im Text auf den Hektar genau angegeben.  
 
Zu 75.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Befürchtung einer durch verstärkte Thermik über den Betriebsgebäuden anzunehmen-
den Verunreinigung des Schutzgebiets mit verfrachteten Schadstoffen ist fachlich nicht 
haltbar. Abgesehen davon, dass bei Hauptwindrichtung Südwest das VSG erst nach rd. 2 
km erreicht wird, sind durch die Nutzung des Logistikbetriebs keine stofflichen Emissionen 
in einem Umfang zu erwarten, der auch nur annähernd die von der nahe gelegenen Auto-
bahn erreicht, ohne dass von dieser in den letzten Jahrzehnten erkennbare Belastungen für 
das Schutzgebiet ausgegangen wären. Die Frage einer stofflichen Deposition ist zwar 
grundsätzlich relevant und wird deshalb auch von der N 2000-Studie thematisiert (hier aber 
mit Recht nur für die Bauphase, in der Belastungen durch Stäube zu prüfen waren). Die 
Stickstoff- und Feinstaubemissionen des Quell- und Zielverkehrs sind aber anders zu beur-
teilen, da wesentlich flüchtiger. Gegenüber den Staub- und Stickstoffverfrachtungen durch 
die bisherige landwirtschaftliche Nutzung dürfte eher ein Rückgang zu erwarten sein. Zu-
dem sind zumindest im hier beachtlichen Teil des VSG keine Lebensraumtypen ausgebil-
det, die sich durch eine erhöhte Sensibilität gegenüber solchen Einträgen auszeichnen 
würden. 
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Zu 76.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im Straßennetz eine ausreichende Ver-
kehrsqualität gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleitplanverfahren 
laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme sowie eine 24-
h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützen. 
 Seitens Hessen Mobil wurden zu dem Änderungsverfahren keine Hinweise gegeben, die 
der Planung entgegenstehen. Die Verkehrsbehörde macht jedoch deutlich, dass mit Inbe-
triebnahme der baulichen Anlagen alle erschließungsbedingten Aus-/ Umbaumaßnahmen 
baulich umgesetzt und für den öffentlichen Verkehr freigegeben sein müssen. Diese Aufla-
gen sind bereits im Bebauungsplan dargelegt. 
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